
2. Weist die maßgebliche Bilanz eine Überschuldung 
der Genossenschaft auf, so entfällt jeglicher Ausein­
andersetzungsanspruch des Ausgeschiedenen.

BG Rostock, Urt. vom 3. Februar 1955 — S 195/54.

Der Kläger war seit dem 1. Juli 1948 Mitglied der beklagten 
Wohnungsbaugenossenschaft. Auf Grund seines Beitritts zur 
Genossenschaft erhielt er ln S. eine Wohnung, die Ihm von 
der Reichsbahn, seinem Beschäftigungsbetrieb, zur Verfügung 
gestellt wurde. Nachdem der Kläger am 1. März 1952 eine andere 
Wohnung bezogen hatte, kündigte er unter dem 21. März 1952 
seine Mitgliedschaft, wobei er gleichzeitig seinen Austritt er­
klärte. Laut Satzung schied der Kläger damit am 3. Dezember 
1953 aus der beklagten Wohnungsbaugenossenschaft aus. An Ge­
schäftsanteilen hatte der Kläger monatlich 5 DM eingezahlt, 
so daß sein Guthaben insgesamt 215 DM betrug. Er verlangte 
von der Beklagten auf Grund seines Ausscheidens aus der 
Genossenschaft die Auszahlung dieses Betrages. Da die Be­
klagte die Rückzahlung des Betrages ablehnte, hat der Kläger 
nach voraufgegangenem Mahnverfahren beantragt, die Beklagte 
zu verurteilen, an ihn 215 DM zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
zur Begründung vorgetragen, die Rückzahlung von Geschäfts­
guthaben ausgeschiedener Genossen sei auf Grund der Anord­
nung Nr. 148 der Deutschen Zentralfinanzverwaltung gesperrt, 
solange die durch Ausbombung verursachten Verluste im 
Wertausgleichspostenkonto erschienen. Ausweisungsgemäß sei 
auch an andere ausgeschiedene Genossen keine Auszahlung 
von Geschäftsguthaben vorgenommen worden, da die Bilanz 
beträchtliche Verluste aufweise.

Die Beklagte wurde durch Urteil des KrG S. vom 2. Juli 1954 
antragsgemäß verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt.
Die Berufung ist zulässig gern. § 40 Abs. 3 der AnglVO und 

auch sachlich begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Es wäre Aufgabe des Vorderrichters gewesen, sich 

mit den einschlägigen Bestimmungen des Genossen­
schaftsgesetzes vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 810) ausein­
anderzusetzen. Maßgeblich ist in diesem Falle die Frage, 
ob eine Genossenschaft mit Gewinn oder Verlust arbei­
tet. Nur in ersterem Falle besteht die Möglichkeit, die 
Auszahlung vorzunehmen. Das ergibt sich unzweideu­
tig aus der Bestimmung des § 73 des Genossenschafts­
gesetzes. Das Ausscheiden eines Genossen hat demnach 
außer bei der Übertragung des Geschäftsguthabens 
nach § 76 des Genossenschaftsgesetzes die Auseinander­
setzung des Ausgeschiedenen mit der Genossenschaft 
zur Folge. Aus der Auseinandersetzung ergibt sich ent­
weder ein Anspruch des Ausgeschiedenen gegen die 
Genossenschaft auf Zahlung des Auseinandersetzungs­
guthabens oder aber seine Verpflichtung, einen Beitrag 
zu dem Verlust der Genossenschaft zu leisten. Weist 
aber die für das Ausscheiden eines Genossen maßgeb­
liche Bilanz (hier der 31. Dezember 1953) eine Über­
schuldung der Genossenschaft auf, so entfällt jeglicher 
Auseinandersetzungsanspruch des Klägers. Der Rund­
erlaß Nr. 148 der Deutschen Zentralfinanzverwaltung 
befaßt sich in Ziff. 3 mit den Wertausgleichsposten und 
besagt, daß diese Posten, die Gegenstände des Anlage­
oder Umlaufvermögens betreffen, welche vor dem
8. Mai 1945 angeschafft wurden und infolge der Kriegs­
ereignisse als Wertverluste gelten müssen, auf der 
Aktivseite der Bilanz in einem „Wertausgleichsposten“ 
zusammenzufassen sind. In der Rundverfügung des 
Ministeriums der Finanzen vom 29. August 1950 
(Deutsche Finanzwirtschaft Nr. 18 S. 287) ist darauf hin­
gewiesen, ob eine Auseinandersetzung von Genossen­
schaften mit ausscheidenden Genossen im Hinblick auf 
den Runderlaß Nr. 148 der Deutschen Zentralfinanz­
verwaltung zu erfolgen hat. Das Ministerium verweist 
in diesem Zusammenhang ebenfalls auf die Vorschrift 
des § 73 des Genossenschaftsgesetzes und äußert sich 
u. a. wie folgt: „Auf Grund dieser Rechtslage ergibt 
sich, daß eine unterschiedliche Behandlung der aus der 
Zeit vor der Kapitulation stammenden Geschäftsgut­
haben gegenüber dem später eingezahlten Geschäfts­
guthaben nicht zulässig ist. Gleichfalls unzulässig ist 
eine bevorzugte Behandlung der nach der Währungs­
reform eingezahlten Geschäftsguthaben“.

Nach Abs. 3 der Rundverfügung vom 29. August 1950 
ist eine v o r s c h u ß w e i s e  Auszahlung auf das Aus­
einandersetzungsguthaben bis zu der Höhe zu leisten, 
die sich für das Auseinandersetzungsguthaben ergeben 
würde, wenn die im Wertausgleichsposten zusammenge­
faßten Beträge voll außer Ansatz bleiben. Das bedeutet 
aber, daß eine vorschußweise Auszahlung immer nur

dann vorgenommen werden kann, wenn die Bilanz ohne 
Rücksicht auf die Wertausgleichsposten einen Gewinn 
aufweist. Die Einsichtnahme in die zu den Akten über­
reichte Bilanz vom 31. Dezember 1953 zeigt allein einen 
unverteilten Verlust von 69 418,39 DM auf. Diesem un- 
verteilten Verlust steht nur ein Reingewinn von 
10 969,70 DM gegenüber. Aus diesen Feststellungen ist 
zu schlußfolgern, daß der Kläger seinen Antrag auf 
Auszahlung seines Geschäftsguthabens zumindest zur 
Zeit nicht mit Erfolg geltend machen kann. Daß auch 
die übrigen der in der Zeit von 1945 bis 1953 ausge- - 
schiedenen Genossen ihr Geschäftsguthaben nicht aus­
gezahlt erhalten haben, ergibt sich ebenfalls aus der 
Bilanz, die auf der Passivseite insoweit allein schon 
einen Betrag von 29 332,68 DM aufweist.

Nicht zu folgen vermochte der Senat den Ausführun­
gen des Klägers, es läge ein Verstoß gegen Treu und 
Glauben vor, wenn die Beklagte ihn nicht von der 
schlechten finanziellen Lage in Kenntnis gesetzt habe. 
Es war vielmehr Aufgabe des Klägers selbst, vor sei­
nem Eintritt in die Genossenschaft diesbezügliche In­
formationen zu sammeln oder aber während der frühe­
ren Generalversammlungen seine Stimme zu erheben 
und auf Grund eines vorzeitigen Ausscheidens aus der 
Genossenschaft von der Einzahlung weiterer Geschäfts­
anteile befreit zu sein. Die dem Kläger insoweit zu­
stehenden Rechte ergeben sich eindeutig aus dem Ge­
nossenschaftsgesetz, insbesondere aus der Bestimmung 
des § 43.

§ 10 Abs. 4 GKG.
Der Streitwertfestsetzung bei einer einstweiligen Ver­

fügung zur Zahlung von Unterhalt liegt in entsprechen­
der Anwendung des § 10 Abs. 4 GKG der halbjährige 
Unterhaltsbetrag zugrunde.

BG Leipzig, Beschl. vom 14. Februar 1955 — 3 T 49/55.

Auf Gesuch der Verfügungsklägerin gab das KrG L. dem 
Verfügungsbeklagten durch einstweilige Verfügung vom 21. De­
zember 1954 auf, der Verfügungsklägerin und dem Sohn der 
Parteien mit Wirkung vom 20. Dezember 1954 wöchentlich 
30 DM Unterhalt zu zahlen. Zugleich legte es dem Verfügungs­
beklagten die Kosten des Verfahrens auf.

Mit Gesuch vom 27. Dezember 1954 beantragte die Ver­
fügungsklägerin, die ihr vom Verfügungsbeklagten zu erstat­
tenden Kosten auf 66,75 DM festzusetzen. Sie legte der Kosten­
berechnung einen Streitwert von 1560 DM (30 DM X 52) zu­
grunde. Der Sekretär des Kreisgerichts setzte die Kosten auf 
39,35 DM fest. Er legte der Kostenfestsetzung als Streitwert den 
halbjährigen Unterhaltsbetrag (780 DM) zugrunde.

Mit Schriftsatz vom 15. Januar 1955 machte der Prozeßbevoll­
mächtigte der Verfügungsklägerin geltend: Für die Berechnung 
des Streitwerts komme der 12fache Monatsbetrag nach den all­
gemeinen Vorschriften in Frage. § 1 der 2. DVO zum Ehe­
gesetz von 1938 finde keine Anwendung, da es sich nicht um 
eine einstweilige Anordnung naCh § 627 ZPO und auch nicht 
um ein Verfahren nach § 627 b ZPO handele. Maßgebend sei 
allein die Bestimmung des § 10 Abs. 2 GKG.

Das Kreisgericht stellte sich mit Beschluß vom 1. Februar 
1955 auf den Standpunkt, daß für die Berechnung des Streit­
werts bei einstweiligen Verfügungen der halbjährige Unter­
haltsbeitrag in Frage komme.

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Verfügungs­
klägerin. Das KreisgeriCht hat der Beschwerde nicht abge­
holfen. Der Beschluß des Kreisgerichts vom 1. Februar 1955 ist 
seinem Inhalte nach als Streitwertfestsetzungsbeschluß im 
Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 GKG anzusehen. Die Beschwerde 
ist danach zulässig (§ 18 Abs. 2 GKG, § 12 RAGebO), aber un­
begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Es ist zwar richtig, daß § 10 Abs. 4 Satz 2 GKG den 

Streitfall nicht unmittelbar trifft, da er den Streitwert 
für Verfahren nach 627 b ZPO regelt. Er ist aber im 
Streitfall entsprechend anwendbar, da das Verfahren 
nach § 627 b ZPO, ebenso wie einstweilige Verfügungen 
auf Zahlung von Unterhalt, die einstweilige Regelung 
des Unterhalts zum Gegenstand hat (§ 627 b Abs. 1). 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß in beiden Fällen 
beantragt werden kann, Frist zur Erhebung der Klage 
zu setzen, und daß in beiden Fällen nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist die Entscheidung auf Antrag aufzu­
heben ist (§ 627 b Abs. 4, §§ 926, 936 ZPO), daß also 
beide Verfahren auch in dieser Beziehung überein­
stimmen. Deshalb ist nichts dagegen einzuwenden, daß 
das Kreisgericht § 10 Abs. 4 Satz 2 GKG entsprechend 
angewendet hat.
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